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Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 45. September 4977

für Recht erkannt: '

Auf die Revision des beigeladenen Verbandes der

_Angestellteanrankenkassen wird das Urteil des
Sozialgerichts Speyer —Zweigstelle Mainz_—vbm
29. September 4976 aufgehoben‚' V '

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und Entev
scheiäung an das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz

zurückverwiesen.» ‘ -
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Die Klägerin ist Fachärztin für Anästhesieund seit 4975
als Leiterin der Fachabteilung Anästhesie/Intensivmedizin

" in einem Krankenhaus, das auch Belegabteilungen mit kleinem "
. Pflegesatz unterhält, im Beamtenverhältnis tätig._lhren'Anr-

trag, sie zur Abrechnung von Leistungen ihres Faches in '

Fällen belegärztlicher Behandlung von Ersatzkassenpatienten'
zu ermächtigen, lehnte die beklagte Kassenärztliche VereiniT_

gung
Koblenz (KÄV) ab, 'nachd_em der beigeladene Verband der

_Angestellteanrankenkassen (VdAK) seine Zustimmung vérweigert_

hatte, weil die fraglichen Leistungen nach 5 5 der Bundes—
pflegesatzvérordnung (BP£IV) vom 25. April 4975 (BGBl I 555)

mit dem Pflegesatz abgegolt9n seien (Bescheid vom 44. Septem-

.ber 4975 und Widerspruchsbescheid vom 20. Oktober 4975)-

Das Sozialgericht (se) hat die Beklagte zur Erteilung der
beantragten Ermächtigung verurteilt und im wesentlichen

‚ausgeführt: Die streitigen Leistungen gehörten nicht Zu

den allgemeinen, mit dem Pflegesatz abgegoltenen Leistungen

‚des KrankenhaUSes (@ 5 Abs 4 BP£1V)„eondern seien, dä-deri

_
Klägerin insoweit_eine mit eigenem_Liquidationsrecht ver—
bundene Nebentätigkeit v0m Krankenhausträger gestattet

worden sei, ebenso wie die LeiStungen der Belegärzte selbst

.(5 5 Abs 2 BP£IV) gesondert abrechenbar; Vorschriften des
Krankenhausfinanzierungsge3etzes des Bundes (KHG) vom

_
29. Juni 4972 und des rhéinland-pfälzischeh Krankenhaus-

reformgesetze3 vom 29. Juni 4973 stünden nicht entgegen
(Urteil vom 29. September 4976).

Der beigeladene
VdAK

hat die vom
SG zugelassene Sprung—

? revision eingelegt, mit der er_ die Verletzung von Vorschriften

des KHG und des 5 5 BPf1V durch das SG rügt. Nach diesen Vor—

schriften seien auch die Leistungen der Krankenhausanästhesisten —
' wie grundsätzlich alle ärztlichen Léistungen_des Krankenhauses —""

mit dem allgemeinen Pflegesatz abgegolten; die Ausnahmevor—
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_5_

schriften der 55 4 bis 7 BPf1V träfen hier nicht zu._

Der Beigeladehé beantragt,
'

* ‘
das angefochtene'Urteil aufzuheben.und

die Klage ab2uweisen. ' '

„ Die Klägerin beantragt,
die Revision zurückzüweisen.

Ihrer Ansicht nach erbringt sie die Leistungen auf den Beleg—

stationen des Krankenhauses_als eigene, nicht als Leistungen

des Krankenhauses, auch wenn ihr die anästhesiologische Ver-

sorgung der Belegstationen- als Dienstaufgabe zugewiesen

sein sollte.
‚

7

Auchdie_beklagte_KÄVhält das angefochteneUrteil für zu-
treffendg—die außergerichtlichen Kosten der Klägerin hätten

allerdings nicht ihr, Sondern dem beigeladenen VdAK anfer-
_legt werden müssen. » *

Die beigeladene KasSenärztliohe Bundesvereinigung (KBV)
hält

das angefochtene Urteil des SG ebenfalls für zutreffend. Sie
meint, die Klägerin erbringe aufgrund ihrer Nebentätigkeits—
genehmigung die fraglichen Leistungen außerhalb ihrer Dienst—

aufgaben, allerdings als "Pflicht- -Nebentätigkeit". Ihre

.
Leistungen gehörten deShalb nicht zu den mit dem Pflegesatz

abgegelténén Leistungen des Krankenhaüses.

‚
II

' Der Senat hat - anders als das SG — über die Revision mit

je einem ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen der Kranken,

_
kassen und der Käseenärzte entschieden, weil es sich um eine
Angelegenheit des Kassenärztrechts, nicht der Kassenärzte

allein handelt (55 42 Abs 5 Satz .4, 35, 40 Satz 4 des Sozial—
gerichtsgesetzes -SGG+). Ob eine Streitéache den Angelegenr

heiten des Kassenarztrechts im Sinne des 5 42 Abs 5 Satz 4 SGG

oder den.Angelegenheiten der Kassenärzte im Sinne des 5 42
Abs5 Satz 2 sec zuzuordnenist, hängtnachder ständigen

_
_ 4 _.
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Rechtsprechung'des Senats davon ab, ob Gegenstand_des Rechts—'

streits eine Maßnahme der gemeinsamen Selbstverwaltung der
_.KasSenärzteundKrankenkassenist oderob die Streitsache.

die KaSsenärzte allein betrifft. Dieses richtet sich wiederum
_'danach, ob die Krankenkassen aufgrund einer gesetzlichen oder

vertraglichen Regelung bereits am Verwaltungsverfahren. durch

eigene Vértreter beschließend mitzuwirken haben oder ob die

Entscheidung einer allein mit KasSenärzten besetzten Stelle

überlassen ist (vgl _BSGE44, 4, 2 f und Urteile des Senats

vom 7. Oktober 497'6, 6 RKa 45/75, S 4' f, und 6 RKa 20/75,

5 5 f, jew_eils mit weiteren Nächwéisen). Im vorliegenden
_Fall hatten zwar über den Ermächtigungsanträg der Klägerin

nach außen hin — der Klägerin gegenüber
- nur Organe der

beklagten KÄV, also allein.mit KaSsenärzten besetzte Stellen,_

-zu entscheiden. Eine positive Entscheidung konnten diese je—

doch nur "im Einvernehmen" mit dem beigeladenen VdAK treffen""

(5 5 Ziffer 3 Satz 2 des Arzt/ErsatZkasseanertrages
— EKV—

'Ärzte'
- vom 20. Juli 4965 idF der Ergänzun3sveréinbarung vom

27. Juni 4966, Deutsches Ärzteblatt 4966, 2464; '5 2 der Ver-
einbarung über die Ermächtigung von Fachärzten für Anästhesie/

Ersatzkassen vom 5. April 4972, Deut$ches Ärzteblatt 4972,

4435; anders 5 2 der Empfehlungsvereinbarung über die Teil—

'nahme der Fachärzte für Anästhesie an der kassenärztlichen
Versorgung vom 28, Juli 4972, Deutsches Ärzteblatt 4972,

2424: "... im Benehmenmit den Krankenkassen
... "). 'Der

Begriff des "Einvernehmens" erfordert —anders als der des

Benehmens(vgl dazu BSGE29, 444,_443)
—eine ausdrücklich

'erklärte Züstimmung des anderen Teils, hier des VdAK. Konnte

‚aber ohne dessen Zustimmung die Klägerin die beantragte Er—

mächtigung nicht erhalten, so besteht im Ergebnis kein we—
'sentlicher Unterschied gegenüber den Fällen, in denen_Ver— "

treter der Krankenkassen (Ersatzkässen) beschließend am
Erlaß der_jeweiligen Verwaltungsentscheidung mitzuwirken

‘haben (So die bisher vom Senat entschiedenen Fälle, vgl
8668 24, 257, 259, 26, 46,24; 28, 84, 85, Urteil vom
7. Oktober 4976, 6 RKa 20/75, S 5). Sowohl bei der einen

wie bei der anderen Fallgestaltung- können die Krankenkas'3en
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_

(Ersatzkassen) maßgebendén Einfluß auf den Erlaß der Ent36hei-

dung ausüben. Ob dies schon bei der Willensbildung innerhalb
_des Beschlußorga■s oder aber erst nachträglich durch eine Ver5

sagung der Zustimmung zu einem von einer ärztlichen Stelle ge—
faßten Beschluß geschieht, ist dabei von

untergeordneter Be;

deutung. In beiden Fällen handelt es sich mithin.um Akte der
„gemeinsamen Selbstverwaltung, über deren Rechtmäßigkeit auch

die Gerichte in_"paritätischer" Besetzung, dh unter Mitwirkung

_von Vertretern der Krankenkassen und der KasSenärzte, zu ent—

scheiden habén. Obwohl das SGhiernach mit zwei Kassenärzten '

„
als ehrenamtlichen Richtern unrichtig besetzt war, ist sein

Urteil nicht schon deswegen aufzuheben, Weil dieser Mangel

von keinem Beteiligten gerügt worden ist (vgl BSGE 44, 4, 5).

Das SG hat für den Klaganspruch mit Recht den Sozialrechtsweg
für zulässig gehalten, ohne dies allerdings näher zu begründen.

Der Ermächtigungsantrag der Klägéri.n, den sie zunächst bei '
‚der Beklagten gestellt und nach Ablehnung im sozialgerichtlichen

Verfahren weiterverfolgt hat, stützt sich auf die schon ge-

nannte Bestimmung des EKV—Ärzte, die in 5 5 Ziffer 5 Satz 2
und 5 wie folgt lautet: ‘

Soweit die Sicherstellung der ärztlichen VersorgUng
der Anspruchsberechtigten durch Vertragsärzte nicht
gewährleistet ist, kann die KV im Einvernehmen.mit

.dem VdAK/AEV Nichtvertragsärzte und ärztlich‚gelei—
'tete Einrichtungen zur Durchführung bestimmter ärzt—

licher Leistungen einschließlich ärztlicher Sachlei-
stungen allgemein oder im Einzelfall ermächtigen. Die

_ ‚Vertragspartner können zur Durchführung dieser Bestimmung
allgemeine Regelungen erla35en.und Musterverträge vor— „_schreiben.

_ .
Nach der

daraufhin
von den Vertragspartnern - der Kassenärzt— .

'lichen Bundesvereinigung und den Spitzenverbänden der Ersatz—

kassen -
geschlossenen Vereinbarung über die Beteiligung von

Fachärztén
für Anästhesie. vom 27. Juni 4966 (Deutsches Ärzte-

blatt 4966, 2460), die später durch die Vereinbarung vom
5. April 4972 ersetzt worden- ist, können die KÄVenmit Fach—-
'ärzten für_Anästhesie im Einvernehmen mit dem VdAK “Ermächti—

gungsverträge" nach einem der Vereinbarung beigefügten Ver—

tragsmuster abschließen (@ 2 Satz.4). Ob der hier vorgesehene
._}6

_
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Abschluß von "Ermächtigungsverträgen" ein rechtlich gangbarer

‚Weg ist, um einen Arzt außerhalb der Beteiligung als Vertrags—
arzt (@ 5 Ziffer 4 und 2 EKV-Ärzte) an der Ersatzkassenpraxis

teilnehmen zu lassen, oder ob, wenn die Teilnahme an der Er—
*satzkassenpraxis insgesamt auf öffentlich—rechtlicher Grundlage-t;

-
erfolgt (vgl dazu BSGE 44, 4), nicht der Erlaß eines Verwaltungs;

akts das allein zuläsSige oder mindestens angemessenere Mittel,
der Beteiligung ist, das auch einen wirksamen Rechtsschutz ga—

rantiert (vgl BSGE44, 40 f; 58, 75, 76), läßt der Senat dahinr.—
gestellt (vgl 5 54 der ZulaSsungsordnung für Kassenärzte idF

der Verordnung-vom20. Juli 19775-BG31„14552,Art 4 nr 46,
wonach die Ermächtigung in der Form eines Verwaltungsakts_zu
erteilen ist). Selbst wenn hier für die Klägerin, um ihre ‘
‘Berechtigung‘zur Teilnahme an der Ersatzkassenpraxis zu be—
gründen,'kein Verwaltungsakt, sondern nur ein Ermächtigungs—

vertrag in Betracht käme, würde es sich dabei nicht um einen,

» privatrechtlichen Vertrag, sondern‚um ein Geschäft des öffent—
lichen Rechts-(öffentlich—rechtlichen Vertrag) handeln. Ein
Streit über die Verpflichtung zum.Abschluß eines solchen

Vertrages wäre deshalb ; nioht anders wie eine Verpflichtunge—

klage auf Erlaß eines entsprechenden Verwaltungsaktes
— eine “

_öffentlich-rechtliche Streitigkéit, über die, weil_sie die
Beziehungen zwischen Ärzten und Krankenkassen_betrifft_(vgl
BSGE 28, 248, 249), die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit

zu entscheiden haben (5 54 Abs 4 iVm Abs 2_Saté 4 SGG).

Daßein Beigeladener,der - wie hier der VdAK
—

durehein-
Urteil.beschwert ist, unabhängig von den Haüptbeteiligten
ein Redhtsmittel einlegen kann, ist in der Rechtsprechung
-anerkannt (vgl SozR SGG@75 Nr_34 mit weiteren Nachweisen).

Die Sprungrevision des Beigeladenen, die vom SG nachträg—

.lich zugelassen werden ist (5'464 SGG), hat auch Erfolg.

Das angefochtene Urteil kann - jedenfalls mit der torlie—

genden Begründung — nicht.bestehen bleiben. Für eine-ab—
schließende Sachentscheidung fehlen die erfbrderlichen_
Feststellungen. '

_ 7*f
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Die Sprungrevision ist

allerdings
nicht schon deswegen begrün-

det weil die genannte Vereinbarung über die Ermächtigung von
' Anästhesisten zur Teilnahme_an der Ersatzkassenpraxis vom

5- April 4972 durch den VdAK zum 50. Juni 4976 gekündigt worden
ist. Dabei kann unentschieden bleiben, ob diese Vereinbarung

di_e einzige Rechtsgrundlage für die von der Klägerin beantragte

Ermächtigung ist oder ob, wenn sie wégfiele, die Ermächtigung

auch aufgrund der allgemeinen B_estimmung in 5 5 Ziffer 5 Satz 2'

EKV—Ärzte erteilt werden könnte. Selbst wenn dies nicht der
‘Fall wäre, als Ermächtigungsnorm mithin nur die'erstgenannte_

Bestimmung in BetrachtÜkäme. würde deren Kündigung hier eine '

Ermächtigung der Klägerin nicht ausschließen. Inzwischen haben

nämlich die Vertragspartner durch eine bis zur Entscheidung

'ua auch des torliegenden Rechtsstreits__géltende’■bergangsé

regelung die gekündigte Vereinbarung unter bestimmten Voraus— ‘
setzuhgen (die hier offenbar vorliegen) für vorläufig weiter

_
anwendbar erklärt (vgl Arzt— und Arzneimittelrecht 4977, 46).

Nachder allgemeinen Bestimmungin 5 5 Ziffer 3 Satz 2 EIN-

_
Ärzte "'kann" die KÄV. Nichtvertragsärzte zu bestimmten ärzt-

lichen Leistungen ermächtigen‚ soweit die Sicherstellung

der ärztlichen Versorgung durch Vertragsärzte nicht gewähr- '

leistet ist. Entsprechend "können" nach 5 2 der genannten '
_' Vereinbarung vom 5. April '4972 die KÄVenmit Fachärztén für

Anästhesie Ermächtigungsverträge schließen, um ihnen damit

die Möglichkeit zu eröffnen, in demfür die Versicherten er-
forderlichen Maße an der ärztlichen Versorgung teilzunehmen'

(vgl die EinleitUng der Vereinbarung). Voraussetzung für die_
'Anwendung beider "Kapn"-B_estimmungen ist mithin, daß die Er—
mächtigung für eine ausreichende Versorgung der Ersätzkas3enr

Versicherten erforderlich ist. Ob bei Bejahung der Bedürfnis-‚'

frage einem geeigneten.Arzt die Ermächtigung auf Antrag_ér-

teilt werden muß oder ob den Zur Entscheidung bérufenen Stellen4
aueh dann noch ein gewisser Ermessens— oder Beürteilungsspiel—

raum zusteht, läßt der Senat unehtschieden. Rechtliche Voraus—'

'setzung für die Erteilung der Ermächtigung ist jedenfalls das
‚

Vorliegen eines Bedürfn159es. Ob ein solches hier.besteht.'
ist nach den Feststellungen des_SG Zweifelhaft.

_ 8 -
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Die Klägerin erstrebt die streitige Ermächtigung, um ihre
Leistungen als Anästhesistin, die sie auf Belegabteilungen
des Krankenhauses, also stationär, erbringt, 2u Lasten der

Ersatzkassen gegenüber der beklagten KÄV abrechnen zu können.

Daß eine solche Abrechnungebefügnis mit den V0rschriften des

_KHGund der BPf1V vereinbar sei, hat das SG —entgegen der,
Auffassung des beigeladenen VdAK

— angenommen. Seine Aus—

führungen sind indessen nicht bedenkenfrei. '

Das KHG; mit seiner vollen Überschrift: Gesetz zur Wirt—,

schaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und zur_Regelung
'der Krankenhauspflegesätze vom 294 Juni 1972 — BGBl I 1009 e

("Krankenhausfinanzierungsgesetz")
-

enthält neben einer

Begriffsbe-stimmungder.Pflegésätze-(%2 11:4: DieEntgelte

_
der Benutzeroder ihrer Kbsténträgerfür stationäre und
halbstationäre Leistungen des Krankenhauses)'in45 17 Grunde
_sätze für die PflegeSatzrégelung, ua die Vorschrift, daß,

.wenn.Arztkosten oder Nebenkosten gesondert berechnet werden,

dies bei der Bemessung der Pflegesätze zu berücksichtigen

ist (Abs 2 Satz 1 erster _Halbsatz). Welche Kosten dabei im
"einzelnen als (geSondert berechenbare) Arzt- oder_ Neben?

kosten anzusehen sind, hat der GéSetzgeber einer Regelung
' in einer Rechtsverordnung der Bundesregierung überlassen '

_(5 17 Abs 2 Satz 1 zweiter Halbsatz KHG). Demgemäßbestimmt
5 5 BPf1V (Allgemeine Pflégésätze): ‘

(4) Für- jedes im Krankenhausbedarfsplan
eines Landes

“aufgeführte Krankenhaus sowie für jedes sonstige
Krankenhaus ist ein allgemeiner Pflegesatz festzu—
setzen, durch den alle unter Berücksichtigung der
Leistungsfähigkeit des Krankenhauses medizinisch
zweckmäßigen und ausreichenden Krankenhausleistungen
(allgemeine Krankenhausleistungen) abgegolten werden
einschließlich der Leistungen von nicht am Krankenhaus.
angestellten Konsiliarärzten sowie für Leistungen frem-
der, auch bronchologischer Untersuchungsstellen. -

'(2) Soweit ärztliche Leistungen von einem Belegarzt
erbracht und berechnet werden, ist dies bei der Bemes—
sung des Anteils der _ärztlidhen.Leistungen im allge—
meinen Pflegesatz zu berücksichtigen. Die Landesregie——
rungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen, daß, soweit sonst Arztkoetan gesondert
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‚-berechnet werden, dies entsprechend Satz 4 und bei der
Ermittlung der Selbstkosten zu berücksichtigen ist; sie
können diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf
oberste Landesbehörden übertragen.

(3) Vorbehaltlich der in den 55 4 bis ? bestimmten ab—
weichenden Regelungen ist ausschließlich der allgemeine
Pflegesatz zu berechnen ohne Rücksicht darauf, wer zu '
seiner Zahlung verpflichtet ist.,

_

Wennhiernach durch den Pflegesatz "alle ... medizinisch
zweCkmäßigen und ausreichenden Krankenhausleistungen (allge—

meine Krankenhausleistungen) abgegolten werden" (5 3 Abs 4),”

so ist damit, soweit es sich um eben diese Leistungen, dh V

um die medizinisch notwendige StandardVérsorgung handelt,
‘eine gesonderte_Berechnung von Arzt- oder Nebenkosten grund—

sätzlich ausgeschlossen worden (vollpauschalierter Pflege—

satz, vg]. BR—Druicks596/72, Begründungmg5 ; BP£1V,s 4 ff)“.
' Daß dieser Grundsatz auch dann gilt, wenn das Krankenhaus

“die zur Standardtersorguhg gehörenden Leistungen nicht selbst

erbringen kann, sondern sich dazu anderer, nicht bei ihm
angestellter Ärzte-oder fremder Untersuchhhgsstellen bedienen

' muß,wird in 5 3 Abs 4 aüsdriicklich klargestellt ("einschließ-
lich der Leistungen von nicht am Krankenhaus angestellten

"Kbnsiliarärzten sowie für Leistungen fremder, auch broncho—
logischer Unt-ersuchungsstellen"). Wie diese Regelung zeigt,
können die Krankenhäuser innerhalb der — allerdings je naeh

ihrer Leistungsfähigkeit abgestuften —
medizinischen Standard—

versorgung den'Umfäng ihrer Leistungen nicht frei bestimmen,."

sondern müssen alle medizihisCh notwendigen.Leistungen ent—

weder selbst (durch ihre angestellten_Ärzte oder eigenen
'Unterenchungseinrichtungen) bereitstellen oder sich auf ihre
Kosten beschaffen. Könnten Sie die mit dem Pflegesatz_abge—

goltehen KrankenhauSléistungen willkürlich einschränken, so
daß neben dem Pflegesatz mehr oder weniger hohe Sonderkosten

anfielen, wäre das Gebot der Paüschalierung‚ das auch einer

"soZial tragbaren" Gestaltung der Pflegesätze dient (vgl
.514 KHG), leicht zu umgehen} Bei einer élan den erkennbaren
Zielen des KHG und der BP£1V orientierten

—
Auslegung des

5 5 BP£1V Sind deshalb Ansnahmenvon dem ih.Abs 4 statuierten
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Grundsatz der vollen Pauschalierung aller medizinisch zweck—

mäßigen.und ausreidhenden Krankenhausléistungen auf-das unab—
'weisbare Maß zu beschränken, jedenfalls nicht ohne gewichtige

'Gründe auf weitere, durch den Wortlaut nicht gedéckte Tatbe—

stände auszudehnen. ' '

Das gilt insbesondere für die in 5 5 Abs 2 Satz 4 BPf1V'ent;

halténe Ausnahmefür ärztliche Leistungen, die von einem '
Belegarzt erbracht und berechnet werden. Ob für das Beleg;

arztsystem'herkömmlicher Art — unter dem freiberufliCh'und

überwiegend ambulant tätige Ärzte ihre Patienten, wenn eine

stationäre Behandlung erforderlich wird, in Von ihnen "be—
legten" Krankenhausbéttén selbst weiterbehandelh

— eine
eigene Abrechnuhgsbeiugnis des Belegarztes für seine statio—

nären Leistungen kehnzeichnendoder sogar begriffewésentlich

' ist, kann-dahinstehen (die Frage-wird verneint zB von Schmel—
cher in: Kuhns, Das gesamte Recht der Heilberufe, S I/480 £);’“

-Jedenfalls gab und gibt es zahlreiche Belegärzte, die na_ch "

'ihren Krankenhausverträgen eine Vergütung ihrer stationären
_Leistungen nicht aus dem an das Krankenhaus gezahlten (großen)h

Pflegesatz erhalten, _sondern.ihre Leistungen — unter entspre-..

chender Kürzung des
Pflegesatzes (kleiner Pflegesatz)

—
selbstÄ

gegenüber den Patienten, deren Kostenträgern oder, im-kassenr '

bzw Vertragsärztlichen Bereich, gegenüber der KÄV abrechnen/

(vgl 5 568 g Abs 6 EVO idF des KrankenversiCherUngsnKostehe*
dämpfuthgeset_zes vom 27. 6. 4977, BGBl I 1069). An diesem '
Rechtszustand hat die BPf1V für bestehende Verträge nichts

ändern können, für die Zukunft offenbar anh nichts ändern '

wollen und deshalb in 5 3 A-bs2 Satz 4 BP£1Vdie Leistungs—_
_abrechnung der Belegärzte besonders geregelt. Dieser Regelung 5—

kann indessen nicht — über ihren Wortlaut hinaus - entnommen '

'werden, daß auch andere Ärzte, selet wenn sie _auf Belegäb—
teilungen - in gléichgeordnetem Zusammenwirken mit dem Beleg—_

arzt oder als nachgeordneter ärztlicher Dienst-(Assistenz—

ärzte)'e tätig werden,-Zu einer gesonderten.Abréchnung ihrer

Leistungen befügt sein sollen. Schwierigkeiten werden sich

dabei auch kaum ergeben, Soweit diese Ärzte-vom Krankenhaus-
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träger ange9tellt sind und entsPreChend den Bestimmungen ihres

u‘Anstellungsvertrages den Belegärzteh für eine (Mit-)Behandlung
ihrer Patienten zur Verfügung gestellt werden. Nicht entschie—

den Zu werden braucht, ob ausnahmsweise aueh einem Nichtbeleg—

arzt für stationäre Leistungen im belegärztlichéh Berei6h'ein_

eigenes Abrechnungsrecht dann einzuräumen wäre, wenn das_

Krankenhaus keine angestellten Ärzte—hat, wie dies bei reinen
Belegkrankenhäusern der Fall sein kann (vgl dazu aber das auf
dem 80. _Ärztetag beschlossene Reformmodell- für das Belegar2t—

”wesen, das auch bei solchen Krankenhäusern die Anstellung von
”bestimmten "Funktionsärzten" wie Anästhe5isten, Radiologen,

Laborärzteh und Pathologen als möglich vorsieht, Deutsches

" Ärzteblatt 4977, 4480, 4488unter B II); der Fall eines
reinen Belegkrankenhauses liegt hier nicht vor.

Nicht näher erörtert-zu werden brauchtauch.die Ausnahmébe—

—stimmung in 5 5 _Abs 2 Sat_z 2 BPf1V, die'sich ersichtlich
_auf die nach 5 6 BP;lV gesondert berechenbaren Arztkosten,

dh auf ärztliche Wahlleistungen im Sinne von @ 6 Satz 4 be-
zieht; solche Leistungen werden gegenüber Ersätzkassenpatienten

nicht erbracht;_da deren Kostenträger —die Ersatzkassen —
keinen.Anlaß haben; mit liquidationeberechtigtén Krankenhaus—
ärzten über das medizinisch notwendige Maß hinaus (vgl 5 4
Ziffer 4 Buchst. a, 5 2 Ziffer 4 und Ziffer 2 EKV—Ärzte) be— '
sondere Behandlungsverträge zu schließen. ' -

Da die Klägerin als beämtete Krenkenhaüsärztih nicht zu
__den Belegärzten gehört5-ist’die Ausnahmevorschrift in 5 51

Abs 2 Satz 4 BPf1V auf_sie nicht —auch nicht entsprechend_—
_‘anwendbar. Ob.sonstige Gründe vorliegen, die ihre Ermächtigung

zu einer gesonderten Berechnung ihrer Leistungen rechtfertigen

oder erfordern könnten, läßt sich nach den bisher getroffenen
Feststellungen des SG nicht entscheiden. Für eine solche
Ermächtigung wäre dabei von vornherein kaum Raum, wenn -_
wie die bei den.Aktén befindliche Dienstänweisung für das

Dienstverhältnis der Klägerin zu ergeben scheint — zu ihren

dienstlichen.Aufgaben auch die anästhéeiologische Versorgung

der Patienten auf den Belegabteilungen gehört (vgl Ziffer 2.213
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der Dienstanweisung). Dann'Wären'nämlich ihre Leistungen '
auch auf den Belegabteilungen — nicht anders wie auf den

_
übrigen Kranke■haüsabtéilungen

- als Leistungen des Krankenr
hauses.anzusehen, also durch 5_5 Abs 4 BP£1V erfaßt._Sollten.
die genannten Leistungen dagegen, obwohl medizinisch notwendig,‘

nicht Zu den Dienstaufgäben der Klägerin gehören, diese sie ’

vielmehr, worauf eine Bemerkung des SG auf S 43 seines Urteils

> hindeutet, aufgrund einer ihr erteilten Nébentätigkéitsgenehmi—‚

gung erbringen, so hätte der Krahkenhausträgér entsprechend dem:

Grundsatz von der Abgeltung aller medizinisch notwendigen Lei—Ü’

stungen durch einen vollpauschaliertén Pflegésätz (% 5 Abs 4 „.

BP£1V)_ zunächst zu .Versuchen, durch eine _Änderung des Dienst—lg?

verhältnisses den dienstlichen.Aufgabenbereich der Klägerin

aueh auf die Versorgung der Kranken auf den Belegebteilüngen

zu erstrecken. Nur wenn dies nicht möglich Sein sollte, weil

\'auf seiten des Krankenhausträgers schwerwiegende Gründe da—

gegen sprädhen oder die Klägerin ihre Zustimmung zu einer

' Änderung des Dienstverhältnisses verweigerte, andererseits 1

jedoch ein dringendee, auf andere Weise nicht zu befriedi—7

gendes Bedürfnis nach einer Beteiligung der Klägerin an der
stationären Versorgung

von Ersatzkassenpatienten bestände,

käme ausnahmsweise ihre Ermächtigung nach 5 5 Ziffer 5 satz 2
EKV—Ärzte_in Verbindung mit der Vereinbarung

vom 5. April 4972 ;
in Betracht. Bedenken, die aus 5 5 Abs 4 BP£1V hergeleitet “
werden könnten, müßten dann:ünter Umständen hinter dem —
übergeordneten

— Interesse_an einer Sidherstellung der ärzt-
lichen Versorgung der Versicherten auch im stationären Be;

‚reich zurücktreten (aus demSchrifttum'tgl zu den hier er—
örterten Fragen vor allem die Kbmmentareßzur BP£1V:—Brandecker‚'
Erläuterungen zu 5 5 BP£1V‚ besonders unter 4 e, und Wieglow/'

Roth, Die Kassenarztgebühren, 5. Aufl‚ Stand Oktober 4974,*
Bd IV, darin die von Schlauß und von Bölke zumTeil'unter—>

schiedlich kommentierteBP£1V,s v a 56 ff einerseits, SV a—
62 ff andererseits; vg1 ferner Siegmund Schultag Arztrecht

4974, 430, 456; von diesen scheinen Brandecker und Bölke der‘

AUffassung des Senats nahezustehen).
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-Dä hiernach die bisher getroffenen Feststellungen für eine

'abschließende Entscheidung des Rechtsstreits nicht aus—
'reichen, hat der Senat das angefochtene Urteil aufgehoben

und die Sache nach 5 470 Abs 4 SGG an das zuständige Landes—

sozialgericht zurückverwiesen. Dieses wird auch über die

Kosten des Revisionsverfahrens mitzüentscheiden haben.

VorsitzenderiRichter

‚kann wegen Urlaubs nicht unter-
schreiben
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